Auszug aus

Denkschrift 2016

s& zur Haushalts- und Wirtschaftstuhrung
des Landes Baden-Wiirttemberg

Beitrag Nr. 13

Personalbemessung in der Justiz

d

“Hef mws
/3_—;?

_u_L

Baden-Wiirttemberg

RECHNUNGSHOF



Einzelplan 05: Justizministerium

Personalbemessung in der Justiz (Kapitel 0503)

Die Justizverwaltungen der Lander haben einen Dienstleister mit der
Fortschreibung der mittleren Bearbeitungszeiten (Basiszahlen) fir die
Personalbemessung bei den ordentlichen Gerichten und Staatsanwalt-
schaften beauftragt. Die 2014 durchgefiihrte Untersuchung lieferte fir
die Servicekrafte keine verwertbaren Ergebnisse. Die vom Rechnungs-
hof in verschiedenen Prufungen festgestellten Personaliiberhdnge im
Servicebereich von 360 Stellen bei Gerichten und Staatsanwaltschaften
sind somit zeitnah abzubauen. Fir die durch die Notariats- und Grund-
buchamtsreform entbehrlichen Stellen missen zeitnah in vollem Um-
fang kw-Vermerke ausgebracht werden.

1 Ausgangslage

Die Justizverwaltungen der Lander nutzen ein bundeseinheitliches System
fur die Personalbedarfsermittiung bei den ordentlichen Gerichten, Staatsan-
waltschaften und Fachgerichten (PEBB8Y). In PEBBSY werden die Aufga-
ben in Produkte gegliedert. Fur diese Produkte werden durchschnittliche
Bearbeitungszeiten in Minuten (Basiszahlen) und Fallzahlen (Verfahrens-
mengen) ermittelt. Auf dieser Grundlage wird der jahrliche Personalbedarf
berechnet.

Die Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister hat 2010 beschlos-
sen, dass 2014 die Basiszahlen fur die ordentliche Gerichtsbarkeit sowie die
Generalstaats- und Staats-/Amtsanwaltschaften durch einen externen
Dienstleister aktualisiert werden sollen (PEBB8Y-Fortschreibung 2014).

Das Justizministerium hat die in den letzten beiden Prifungen® erhobenen
Forderungen des Rechnungshofs nach Personalabbau - vor allem bei der
Notariats- und Grundbuchamtsreform - nicht akzeptiert. Es hat in diesem
Zusammenhang stets auf die 2014 neu zu ermittelnden Basiszahlen verwie-
sen.

! Denkschrift 2013, Beitrag Nr. 9 (Landtagsdrucksache 15/3809);

Denkschrift 2014, Beitrag Nr. 9 (Landtagsdrucksache 15/5409).
119



2 Priufungsergebnisse

2.1 Bisherige PEBBS8Y-Priufungen des Rechnungshofs

2.1.1  Landerubergreifende Justizprifung

Die Rechnungshdéfe der Lander Baden-Wrttemberg (federfiihrend), Bayern,
Berlin, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein hatten 2012 eine landeriibergreifende Untersuchung der Service-
krafte in den Aufgabenbereichen Ermittlungsverfahren bei Staatsanwalt-
schaften und Straf- und Bul3geldsachen bei Amtsgerichten durchgefihrt.
Das methodische Vorgehen, einschlieB3lich der zugrunde liegenden Aufga-
benkataloge, war mit den gepriften Gerichten und Staatsanwaltschaften
abgestimmt.

Die vom Rechnungshof fur Baden-Wlrttemberg ermittelten Basiszahlen sind
geringer als die von der Justiz verwendeten und wiirden zu Einsparungen
von 91 Vollzeitaquivalenten bei den Servicekraften der Staatsanwaltschaften
und Amtsgerichte filhren. Die Personalkosten lie3en sich bei 91 eingespar-
ten Stellen um 6,8 Mio. Euro je Jahr senken. Das Justizministerium hat bis-
lang kein Personal abgebaut und auf die Ergebnisse der PEBB8Y-Fort-
schreibung 2014 verwiesen.

2.1.2  Personalplanung in der Justiz

Der Rechnungshof hatte 2013 die Personalplanung in der Justiz gepriift.
Darin bezog er neben den Gerichten und Staatsanwaltschaften auch die
Auswirkungen der Notariats- und Grundbuchamtsreform ein.

Bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften stellte sich die Personalsitua-
tion in den einzelnen Laufbahngruppen unterschiedlich dar. Das Justizminis-
terium hat im héheren und gehobenen Dienst 2015 einen Personalmehrbe-
darf von 210 Vollzeitaquivalenten berechnet. Bei den Servicekraften wurde
ein Personallberhang von 122 Vollzeitdquivalenten ermittelt. Bei der Be-
rechnung des Personalbedarfs berlicksichtigt das Justizministerium die tat-
sachlichen durchschnittlichen Fehlzeiten. Darliber hinaus macht es aber bei
der Berechnung des tatsachlich eingesetzten Personals einen zusatzlichen
Abschlag geltend. So werden Beschéftigte, die Fehlzeiten von mehr als

20 Tagen im Quartal aufweisen, beim tatsachlichen Personaleinsatz nicht
bertcksichtigt. Wirde man nur die tatsachlichen durchschnittlichen Fehlzei-
ten bertcksichtigen, wirde sich der errechnete Personaliiberhang bei den
Servicekraften um weitere 147 Vollzeitdquivalente auf insgesamt

269 Vollzeitaquivalente erhdhen.

Bei den Servicekraften in der ordentlichen Gerichtsbarkeit und bei den
Staatsanwaltschaften ergibt sich derzeit der in der nachfolgenden Tabelle
dargestellte Personaliiberhang.
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Tabelle: Personalliberhang bei den Servicekraften in der ordentlichen
Gerichtsbarkeit und den Staatsanwaltschaften

Thema Stellentuberhang
PEBBS8Y-Berechnung Justizministerium 122°
Berechnungsweise Rechnungshof 147°
Einsparpotenzial Strafbereich Rechnungshof 91*
Summe 360

Der bei den ordentlichen Gerichten und Staatsanwaltschaften im Servicebe-
reich bereits bestehende Personaliberhang von 360 Vollzeitdquivalenten
wird sich 2018 durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform weiter erho-
hen. Die Notariats- und Grundbuchamtsreform wird nach friiheren Berech-
nungen des Justizministeriums zu einem Personaliiberhang von insgesamt
1.131 Vollzeitaquivalenten fiihren. 946 Vollzeitdquivalente betreffen die Ser-
vicekréfte. Der Rechnungshof empfahl bereits 2014, mit dem Stellenabbau
im Staatshaushaltsplan 2015/2016 zu beginnen und entsprechende kw-
Vermerke auszubringen.

Im Staatshaushaltsplan 2015/2016 wurden fir die Notariats- und Grund-
buchamtsreform 500 Stellen zum 01.01.2018 in Abgang gestellt, deren Wer-
tigkeit aber noch nicht konkretisiert ist. Allerdings wurden im Staatshaus-
haltsplan weitere 234 kw-Stellen bei den Grundbuchéamtern ausgebracht, die
der Justiz fur die Umsetzung der Reform befristet zur Verfiigung gestellt
wurden. Nach Auffassung des Justizministeriums sind auch diese kw-Stellen
auf das Abbauvolumen von 1.131 Stellen anzurechnen. Der Rechnungshof
tritt dem entgegen, weil zumindest ein erheblicher Teil dieser Stellen der
Justiz erst nach der Ausgangsberechnung zugegangen sind und damit nicht
in diese eingeflossen sein kénnen.

2.2 Anwendung von PEBBS8Y

Der Rechnungshof hat bei seiner aktuellen Prifung festgestellt, dass die
PEBBS8Y-Berechnungen nicht die vollstandigen Personalressourcen der
Aufgabenbereiche umfassen. So werden bestimmte Bereiche, wie z. B. Ge-
richtsvollzieher oder Bezirksrevisoren, generell nicht in die PEBB8Y-
Berechnungen einbezogen. In der ordentlichen Gerichtsbarkeit und bei den
Staatsanwaltschaften sind nach Aussage des Justizministeriums

494 Vollzeitdquivalente von den PEBBS8Y-Berechnungen ausgenommen.
Dies entspricht 8 Prozent des Personals in diesem Bereich. Daneben andert
das Justizministerium auch die in die PEBB8Y-Berechnungen einbezogenen
Aufgabenbereiche jahrlich. Dies fiihrt dazu, dass fundierte Jahresvergleiche
nicht méglich sind.

Stand 2015.
Stand 2014.
Stand 2012.
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2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB8Y-Fortschreibung 2014

2.3.1  Prufungsmethoden

Der Rechnungshof hat die Ergebnisse und Methoden der PEBBS8Y-
Fortschreibung 2014 untersucht. Die Datenerhebungen des externen Dienst-
leisters erfolgten nach einem mathematisch-analytischen Verfahren analog
der vorangegangenen PEBBS8Y-Fortschreibungen. Im Bereich der Service-
krafte wurde fur die Untersuchung 2014 eine modifizierte Erhebungsmetho-
dik angewandt. Der Gutachter konnte fur den héheren und gehobenen
Dienst Basiszahlen ermitteln. Fir die Servicekréafte konnte der Gutachter
aufgrund mangelnder Datenqualitat keine verwertbaren Ergebnisse
berechnen. Daher lieferte die PEBB8Y-Fortschreibung 2014 fiir die
Servicekrafte keine neuen bundesweit reprasentativen Basiszahlen.

Aus dem Gutachten ergeben sich Anhaltspunkte, die als Ursachen fir die
unzureichende Datenqualitat bei den Servicekréften in Frage kommen. So
enthielten insbesondere die Schulungsunterlagen unzureichende oder
missverstandliche Aussagen zu den im Servicebreich verwendeten
Erhebungsmethoden.

Daneben weicht im Gutachten die Berechnung der Verfahrensmengen von
den im Echtbetrieb verwendeten justizstatistischen Daten ab. Der Gutachter
hat die gesamten Bearbeitungszeiten, einschlie3lich der langlaufenden
Verfahren erfasst, diese aber nicht auf alle Verfahren umgerechnet. Die
.Langlaufer* wurden mengenmafiig nicht beriicksichtigt. Nach Auffassung
des Rechnungshofs fuhrt diese Berechnungsweise zu im Ergebnis héheren
Basiszahlen bei den Entscheidern.

2.3.2 Ergebnisse der PEBB8Y-Fortschreibung 2014 im
Servicebereich nicht umgesetzt

Das Justizministerium verwendet zur Personalbedarfsberechnung im héhe-
ren und gehobenen Dienst seit dem 01.01.2015 die vom Dienstleister ermit-
telten Basiszahlen.

Die Pensenkommission der Justizverwaltungen der Lander hat im Frihjahr
2015 eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die auf Grundlage der Daten des Gut-
achters einen Vorschlag zur Anpassung der Basiszahlen fiir den Servicebe-
reich erarbeiten sollte. Diese hat im September 2015 ihren Bericht vorgelegt.
Die darin vorgeschlagenen Basiszahlen werden vom Justizministerium Ba-
den-Wirttemberg nicht angewandt, weil der Gutachter die Verwertbarkeit
der Daten verneint hat. Das Justizministerium hat zum 01.01.2015 lediglich
die neue PEBBS8Y-Produktstruktur itbernommen. Der Personalbedarf der
Servicekrafte wird damit in Baden-Wrttemberg weiter auf Grundlage der
alten Basiszahlen ermittelt. Diese Basiszahlen stellten sich bei verschiede-
nen Prifungen des Rechnungshofs und der Organisationsberatung des
Justizministeriums stets als tiberh6ht heraus.
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3 Empfehlungen

Die im Folgenden dargestellten Einsparvorschlage haben unterschiedliche
zeitliche Bezugspunkte. Sie sollten daher dem jeweils aktuellen Geschafts-
anfall angepasst werden. Dies vorausgeschickt empfiehlt der Rechnungshof:

3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften im
Staatshaushaltsplan 2017 beginnen

Im Staatshaushaltsplan 2017 sollten bei den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften in folgenden Bereichen Stellen abgebaut werden:

e Fur den bereits bestehenden Personaliiberhang nach der PEBBS8Y-
Berechnung des Justizministeriums und die nicht sachgerechte Berech-
nungsweise sind bei den Servicekraften 269 kw-Vermerke auszubringen.

¢ Im Strafbereich sind die vom Rechnungshof analytisch korrekt erhobenen
Basiszahlen anzuwenden und das Einsparpotenzial von 91 Stellen durch
kw-Vermerke zu realisieren.

Insgesamt sind bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften 360 Stellen
abzubauen.

3.2 Vollstandigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuch-
amtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen

Bei den Notariaten und Grundbuchamtern sind fur die wegfallenden Aufga-
ben in allen Laufbahngruppen 1.131 kw-Vermerke auszubringen. Davon
entfallen 946 Stellen auf Servicekréafte. Im Staatshaushaltsplan 2015/2016
wurden fur die Notariats- und Grundbuchamtsreform nur 500 Stellen zum
01.01.2018 in Abgang gestellt, deren Wertigkeit allerdings noch nicht kon-
kretisiert ist. Um den reformbedingten Personaliiberhang vollstdndig abzu-
bauen, sind im Staatshaushaltsplan zeitnah bis zu 631 zuséatzliche Stellen
mit kw-Vermerken Uber alle Laufbahnen hinweg auszuweisen.

3.3 Personalbedarfsberechnung vervollstandigen und zur
ganzheitlichen Personalsteuerung nutzen

In der Personalbedarfsberechnung sollten zukiinftig alle Aufgabenbereiche
und Personalressourcen der Gerichte und Staatsanwaltschaften enthalten
sein. Damit wéare auch eine sachgerechte Grundlage fur fundierte Jahres-
vergleiche und Kennzahlen fir die Bemessung der Stellen im Staatshaus-
haltsplan geschaffen.

Die Personalbedarfsberechnungen und Kennzahlen sollten starker fiir eine
fachbereichsubergreifende Personalsteuerung herangezogen werden. Zu-
satzlich begriindeter Personalbedarf ist auch im héheren und gehobenen
Dienst primé&r durch den Abbau von vorhandenen Personaliberhangen in
anderen Bereichen und nicht durch zuséatzliche Stellen im Staatshaushalts-
plan zu decken.
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3.4 Maéngel des PEBB8Y-Gutachtens 2014 kiinftig vermeiden

Bei kinftigen Erhebungen sind eine einheitliche und ausreichende Kommu-
nikation und Schulung der Servicekréfte sicherzustellen. Die einbezogenen
Dienststellen missen zu Beginn und wahrend der Erhebungsphase intensi-
ver begleitet werden.

4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Justizministerium lehnt den vom Rechnungshof in der Prifung ,Ermitt-
lungsverfahren bei den Staatsanwaltschaften und den Straf- und BuRgeld-
verfahren bei den Amtsgerichten” ermittelten Personalabbau von 91 Voll-
zeitaquivalenten ab. Die Prufungsergebnisse seien aufgrund methodischer
Méngel nicht belastbar. Weiter lehnt das Ministerium den Abbau des nach
seinen eigenen PEBB8Y-Berechnungen bestehenden Personaliberhangs
von 122 Vollzeitaquivalenten ab. Die angestellten Berechnungen auf der
Grundlage der alten Basiszahlen lie3en keine belastbaren Aussagen tber
ein mogliches Einsparpotenzial zu. Weiter sollte nur eine Berechnungsweise
in PEBB8Y angewandt werden.

Bei der Notariats- und Grundbuchamtsreform weist das Ministerium darauf
hin, dass neben den 500 genannten kw-Vermerken weitere 234 kw-
Vermerke fir die Grundbuchamtsreform im Staatshaushaltsplan ausge-
bracht wurden. Daruber hinaus sollten keine weiteren kw-Vermerke im
Staatshaushaltsplan ausgewiesen werden. Die Auswirkungen der von der
Landesregierung beschlossenen MalRnahmen zu einer sozial vertraglichen
Umsetzung der Notariatsreform auf den Personaliberhang seien noch nicht
abzuschatzen. Das Ministerium fiihrt an, dass der Abbau eines eventuell
bestehenden weiteren Personaliiberhangs jedenfalls nicht punktgenau zum
01.01.2018 maglich sei. Solche Personaliiberhange wirden in die Berech-
nung des Gesamtpersonalbedarfs aufgenommen werden.

Die von PEBBSY nicht erfassten Aufgaben wirden sich einer mathematisch-
analytischen Personalbedarfsbetrachtung entziehen. Das Ministerium sieht
nur einen geringen Nutzen, wenn die bisher nicht von PEBBS8Y erfassten
Aufgabenbereiche in die Personalbedarfsberechnung aufgenommen werden
wirden.

5 Schlussbemerkung

Den Rechnungshof wundert die Kritik des Justizministeriums am methodi-
schen Vorgehen der Prifung ,Ermittlungsverfahren bei den Staatsanwalt-
schaften und den Straf- und Bul3geldverfahren bei den Amtsgerichten®, da
die Prufungsmethoden und der Aufgabenkatalog mit den gepruften Stellen
abgestimmt waren und das Ministerium in der Prifungsschlusssitzung beim
Oberlandesgericht Stuttgart das fachlich richtige Vorgehen der Finanzkon-
trolle bestatigt hat. Zudem hat das Ministerium Stelleneinsparungen bei den
Servicekraften unter Hinweis auf die anstehende PEBB8Y-Nacherhebung
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abgelehnt. Gerade bei den Servicekréften ist es dem Ministerium mit seiner
Methodik nicht gelungen, belastbare Basiszahlen zu ermitteln. Deshalb ist
am Abbau der in verschiedenen Priifungen festgestellten Personaliiberhan-
ge von 360 Stellen festzuhalten.

In den ndchsten Jahren werden in den Landern unterschiedliche IT-
Verfahren und Prozesse zur elektronischen Akte und zum elektronischen
Rechtsverkehr eingefuhrt. Dies wird zu erheblichen Veranderungen in den
Arbeitsablaufen fihren und damit auch grof3e Auswirkungen auf die lander-
spezifischen Basiszahlen haben. Ungeachtet dieser Entwicklung sollte die
bundeseinheitliche PEBB8Y-Produktstruktur beibehalten werden. Es ist je-
doch fraglich, ob kiinftig Fortschreibungen von bundesweit reprasentativen
Basiszahlen bei diesen unterschiedlichen Verhéltnissen angezeigt sind.
Vielmehr hélt es der Rechnungshof fir erforderlich, landerspezifische
PEBBS8Y-Daten fur Leistungsvergleiche zwischen den Landern zu nutzen.
Die bundeseinheitlichen Produktstrukturen schaffen dafir die Voraussetzun-
gen. Damit kdnnten Optimierungspotenziale identifiziert und fiir eine wirt-
schaftlichere Aufgabenerledigung genutzt werden.

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Forderung, dass im Zuge der Notariats-
und Grundbuchamtsreform die entbehrlichen Personalkapazitaten vollstan-
dig durch zusatzliche kw-Vermerke Uber alle Laufbahnen im Staatshaus-
haltsplan zeitnah abzubauen sind.

Die Notariatsreform fihrt ab 2018 zu jahrlichen Einnahmeverlusten im Lan-
deshaushalt von mindestens 120 Mio. Euro. Die Justiz wird von Aufgaben im
Volumen von tber 1.100 Vollzeitaquivalenten entlastet. Nur wenn es gelingt,
diesen Personalliberhang vollstéandig abzubauen, kann das jahrliche Defizit
im Landeshaushalt auf 60 Mio. Euro reduziert werden. Die entbehrlichen
Stellen sollen bislang nur teilweise wegfallen. Die Notariatsreform zeigt ex-
emplarisch, wie potenzielles Einsparpotenzial nicht konsequent fir eine
Haushaltskonsolidierung genutzt wird.

125



	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 13.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 13
	Personalbemessung in der Justiz




